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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung von Bundestag und Bundesrat gemäß 
Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 9. Ok- 
tober 1963 

— Drucksache IV/1497 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 84. Sitzung am 9. Ok- 
tober 1963 im Zusammenhang mit dem von der Bundesregie- 
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag der Kommission 
für eine Verordnung Nr des Rats (EAG) über die Gewäh- 

rung einer Entschädigung für beschwerliche Arbeit die Bundes- 
regierung ersucht, 

dem Bundestag zu berichten, wie den Schwierigkeiten des 
Deutschen Bundestages zur Wahrung seiner Rechte gemäß 
Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft begegnet werden kann. 

Zu dieser Frage nehme ich namens der Bundesregierung wie 
folgt Stellung: 

1. Schwierigkeiten sind in der Vergangenheit bei der Unter- 
richtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß Artikel 2 
Satz 2 des Zustimmungsgesetzes zum EWG- und EAG-Ver- 
trag zunächst insofern entstanden, als die Vorschläge der 
Kommission an den Rat in einigen Fällen nicht so recht- 
zeitig den gesetzgebenden Körperschaften übermittelt wer- 
den konnten, daß diese in der Lage waren, vor der Beschluß- 
fassung des Rats dazu Stellung zu nehmen. Die Bundesre- 
gierung hat sich unter Beteiligung des Direktors beim Deut- 
schen Bundestag und des Stellvertreters des Direktors des 
Bundesrates darum bemüht, diese Schwierigkeiten mit Hilfe 
eines neuen interministeriell vereinbarten Zuleitungsver- 
fahrens zu beheben. 
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Seit Anfang des Jahres 1963 werden die Vorschläge der 
Kommission — im Gegensatz zu früher unter Verzicht auf 
eine Stellungnahme der Bundesregierung — unmittelbar 
nach ihrem Eingang an den Bundestag und den Bundesrat 
weitergeleitet. Durch diese Neuregelung war es möglich, 
dem Bundestag die Beschlußentwurfe im Durchschnitt der 
letzten vier Monate bereits sieben Tage nach ihrer Fertig- 
stellung durch die Kommission und zwei bis drei Tage nach 
ihrer Übersendung vom Ratesekretariat an die Bundesregie- 
rung zuzuleiten. In aller Regel sind insoweit keine Schwie- 
rigkeiten mehr aufgetreten. 

2. Auch in dem konkreten Falle, der den Bundestag zu dem 
Ersuchen an die Bundesregierung veranlaßt hat, ist der 
Kommissionsentwurf den gesetzgebenden Körperschaften 
frühzeitig zugeleitet worden. Schwierigkeiten sind dadurch 
entstanden, daß der Kommissionsentwurf im Verlauf der 
Beratungen abgeandert worden ist und der Bundestag 
keine Gelegenheit mehr hatte, zu dem abgeanderten Ent- 
wurf vor seiner Verabschiedung im Rat Stellung zu nehmen. 

Die o. a. interministerielle Vereinbarung sieht die erneute 
Zuleitung eines Vorschlages durch die Bundesregierung nur 
vor, wenn der erste Entwurf durch einen die bisherige Kon- 
zeption in wesentlichen Teilen ändernden neuen Entwurf 
ersetzt wird. Sonst obliegt es dem federführenden Ministe- 
rium, die zuständigen Ausschußvorsitzenden oder ihre As- 
sistenten unmittelbar über alle wesentlichen Änderungen zu 
unterrichten, die im Verlaufe der Verhandlungen des Rats 
und seiner Arbeitsgruppen vorgenommen werden. Hält der 
Ausschußvorsitzende diese Änderungen für wesentlich ge- 
nug, so kann er eine erneute Beratung im Ausschuß ver- 
anlassen. 

Diese laufende Unterrichtung begegnet allerdings häufig 
großen Schwierigkeiten, weil in fast jeder Arbeitsgruppen- 
sitzung in Brüssel zahlreiche Änderungsanträge gestellt 
werden. Dabei vermeiden es die Delegationen vielfach, sich 
in den wichtigen Fragen frühzeitig festzulegen, und oft 
gelingt es erst in der letzten Verhandlungsphase, eine Ei- 
nigung zu erzielen. Erst in diesem Zeitpunkt ist es möglich, 
mit einiger Wahrscheinlichkeit zu sagen, welche endgültige 
Fassung der Rat der Verordnung oder Richtlinie geben wird. 
In diesem Augenblick ist es aber für eine Unterrichtung 
der Ausschüsse des Bundestages dann oft zu spät, weil die 
Beschlußfassung durch den Rat der Einigung unmittelbar 
oder binnen weniger Tage folgt. Eine Verzögerung der Ent- 
scheidung des Rats läßt sich nicht mehr erreichen, weil nun- 
mehr allseits ein dringendes Interesse an einer baldigen 
Verabschiedung besteht. Das gilt besonders, wenn im Rat 
mühsam ein Kompromiß erzielt worden ist. 

Aus diesen Gründen wären die aufgezeigten Schwierigkei- 
ten auch nicht etwa dadurch zu vermeiden, daß die Aus- 
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schusse des Bundestages mit ihren Beratungen abwarten, 
bis sich in Brussel Ansätze für eine endgültige Einigung 
abzeichnen. Die Bundesregierung hält es deshalb für die 
beste Lösung, wenn die Ausschüsse des Bundestages die 
Vorschläge zu Verordnungen und Richtlinien der Euro- 
päischen Gemeinschaften auch weiterhin möglichst frühzei- 
tig beraten. Das Ergebnis dieser Beratungen vermag der 
Bundesregierung wertvolle Hinweise für die weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel zu geben. Auch für die Abgeordneten, 
die im Europäischen Parlament mit den Vorschlägen der 
Kommission m ihrem ursprünglichen Text befaßt werden, 
ist ein solches Verfahren nützlich. - 

Nach sorgfältiger Prüfung aller bestehenden Möglichkeiten 
glaubt die Bundesregierung, daß das Anfang 1963 einge- 
fuhrte Verfahren die Unterrichtung der gesetzgebenden 
Körperschaften gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den 
Gründungsvertragen von EWG und EAG in der bestmög- 
lichsten Weise regelt. 

3. Zu der Gesamtheit des Problems möchte ich noch darauf 
hinweisen, daß die Unterrichtungsschwierigkeiten sich letz- 
lich aus der Rechtsstruktur des EWG- und EAG-Vertrags 
selbst ergeben. Die Bundesrepublik hat durch den Abschluß 
dieser Vertrage Hoheitsredite in erheblichem Umfang auf 
die Organe der Gemeinschaft übertragen. Dadurch sind die 
Organe der Bundesrepublik in ihren Kompetenzen entspre- 
chend beschrankt worden. Die Bundesregierung ist stets 
bemüht, den Deutschen Bundestag so vollständig und so 
rechtzeitig wie möglich zu unterrichten. Dennoch ist es infol- 
ge der Arbeitstechnik in den Gemeinschaftsorganen und der 
notwendigen Rücksichtnahme auf die erstrebten sachlichen 
Ergebnisse häufig schwierig, dem Anspruch des Bundestages 
auf rechtzeitige Unterrichtung in dem von der Bundesregie- 
rung gewünschten Ausmaß Rechnung zu tragen. Hinzu 
kommt, daß es häufig auch der Interessenlage der Bundes- 
republik entspricht, daß Entscheidungen im Rat ohne Auf- 
schub getroffen werden. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß auf lange Sicht 
nur von einer schrittweisen Stärkung der politischen Befug- 
nisse des Europäischen Parlaments eine Lösung der hier 
zutage getretenen verfassungspolitischen Probleme erwartet 
werden kann. 


Schmücker 
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